 {#Sec1}

Welterbe hat Geburtstag: 30 Jahre Nationalpark Hamburgisches Wattenmeer {#Sec2}
-----------------------------------------------------------------------

Unter dem Eindruck des damaligen Seehundsterbens beschlossen Bürgerschaft und Senat am 09. April 1990 den strengen Schutz des Hamburgischen Wattenmeeres. Inzwischen hat sich der Seehundbestand durch die Schutzmaßnahmen in damals ungeahnter Weise erholt und sogar die Kegelrobbe etabliert sich wieder in ihrem ehemaligen Lebensraum. Hamburgs größter Stadtpark mit den wenigsten Bäumen liegt rund 105 km Luftlinie vom Rathaus entfernt in der Außenmündung der Elbe. Seine herausragende Qualität zeigt das Gebiet auch dadurch, dass es zum europäischen Schutzgebietssystem Natura 2000 gehört und seit 2011 als Teil des UNESCO Weltnaturerbes Wattenmeer in die Liste des Erbes der Welt eingeschrieben ist. Jens Kerstan, Hamburgs Senator für Umwelt und Energie würdigte das Jubiläum mit den Worten, dass 30 Jahre Nationalpark, 30 Jahre Schutz, 30 Jahre Erhalt und 30 Jahre Umweltbildung gleichermaßen wiederspiegelten. Der Naturschutz sei Rückgrat für einen nachhaltigen Tourismus. Dies werde durch das ehrenamtliche Engagement des Vereins Jordsand ermöglicht, der seit 1982 Gäste auf Neuwerk betreut und sich am Umweltbeobachtungsprogramm der Umweltbehörde engagiert beteilige. Der Nationalpark ist eines der wildesten Schutzgebiete Deutschlands mit rund 90 % nicht betretbarer Wildnisfläche. Er war von Anfang an und ist bis heute das am konsequentesten geschützte Gebiet im gesamten Wattenmeer mit weitreichenden Regelungen zur Fischerei und zur Jagd. Das gesamte Wattenmeer bildet das größte zusammenhängende Sand- und Schlickwattsystem der Welt, in dem dynamische Prozesse weitgehend ungestört ablaufen können. Es erstreckt sich 500 km entlang der Nordseeküste von Dänemark, Deutschland und den Niederlanden. Der Nationalpark bietet ein umfangreiches Veranstaltungsprogramm für seine Besucher. Zum Saisonstart wird auch die Ausstellung im Nationalpark-Haus Neuwerk auf einen aktuellen Stand gebracht; mit einer Wechselausstellung in seinem Obergeschoss soll ein Einblick in das wechselvolle Vogelwärter-Leben auf Scharhörn seit dem 2. Weltkrieg bis heute gegeben werden.

Weitere Informationen können der Internetseite entnommen werden: [www.nationalpark-wattenmeer.de](http://www.nationalpark-wattenmeer.de)

 {#Sec3}

Grüne Umweltminister fordern eine ambitionierte Umwelt- und Landwirtschaftspolitik {#Sec4}
----------------------------------------------------------------------------------

Insgesamt 11 grüne Umweltminister sind sich einig, dass es ein Ausweg aus der Corona-Krise nur mit guten Konzepten geschafft werden kann. Das gelte insbesondere auch für die Bereiche der Umwelt-, Klima- und Agrarpolitik. Die Herausforderungen bleiben bestehen und werden nicht geringer. Das Ziel der Klimaneutralität und damit Begrenzung der Erderwärmung auf unter 2 Grad müsse wegweisend bleiben, so die Ministerinnen und Minister.

Mit einem Brief haben sich die Ministerinnen und Minister an Kommissionspräsidentin von der Leyen gewandt. In dem Brief fordern sie Ursula von der Leyen auf, den Green Deal zeitnah und konsequent umzusetzen. Denn der Green Deal könne dazu beitragen, die Grundlage für eine gesunde Umwelt und ein nachhaltiges Wirtschaftswachstum in einem Europa nach der Corona-Pandemie zu schaffen. Mit Blick auf den Petersberger Klimadialog, der Ende April in Bonn stattfand, reiche es aber nicht, nur über ambitionierte Umwelt- und Klimapolitik zu reden - am Ende müssen auch die entsprechenden Entscheidungen getroffen werden. Das gelte auch für die EU: Die Bemühungen der Europäischen Kommission bei Amtsantritt, die Umweltpolitik in den Vordergrund zu stellen, begrüßen die Ministerinnen und Minister. Nun bereite die Meldung Sorge, dass die EU-Kommission erwäge, einige wichtige Initiativen zu verschieben. Es sei nachvollziehbar, dass die aktuelle Situation eine Neubewertung von Prioritäten erforderlich mache. Dennoch dürfe nicht davon abgewichen werden, dass eine nachhaltige Umwelt- und Agrarpolitik zentraler Grundstein für den wirtschaftlichen Aufschwung sein sollte.

Der vollständigen Brief ist zu finden unter: <https://umwelt.hessen.de/sites/default/files/media/hmuelv/2020_04_28_-_ministerinnen-schreiben_an_kom-praesidentin_von_der_leyen_-_green_deal.pdf>

 {#Sec5}

Naturnahe Spree vereint Hochwasserschutz und ökologische Belange {#Sec6}
----------------------------------------------------------------

Anfang Mai wurde an der Spree zwischen Bautzen und Uhyst offiziell ein mehrjähriges Projekt abgeschlossen, das die Wiederherstellung naturnaher Gewässerstrukturen mit einem besseren Hochwasserschutz verbindet. Die Spree schlängelt sich in diesen Abschnitten nunmehr wieder durch den Wald. Damit können sich hier Auenlandschaften entwickeln, die Lebensraum für wasserliebende Tier- und Pflanzenarten sind. Das Projekt wurde von dem DBU Naturerbe, einer Tochtergesellschaft der Deutschen Bundesstiftung Umwelt, mit knapp 1 Mio. Euro unterstützt. Sachsens Umweltminister Wolfram Günther unterstrich, dass Hochwasserschutz sehr gut mit ökologischen Belangen einhergehen kann. Auf einer Strecke von fünf Kilometern wurden ehemalige Mäanderschleifen der Spree und weitere Altwasser wieder angebunden sowie das alte Wehr in Lömischau und die Sohlschwelle in Neudorf zurückgebaut. Für den Hochwasserschutz von Halbendorf wurden außerdem ortsnah eine Hochwasserschutzanlage errichtet und gleichzeitig zwei bestehende Deiche geschlitzt, um so dem Wasser an anderer Stelle mehr Raum zu geben. Das Projekt ist auch Bestandteil des sächsischen Auenprogramms. Die Gesamtkosten (inklusive Hochwasserschutzmaßnahme in Halbendorf) beliefen sich auf rund 6,2 Mio. Euro. Davon entfielen rund 4 Mio. Euro auf die naturnahe Gestaltung der Spree. Der Anteil des DBU Naturerbes betrug 975.000 Euro. Die Redynamisierung der Spree war ein Gemeinschaftsprojekt des DBU Naturerbes, der Verwaltung des Biosphärenreservats Oberlausitzer Heide- und Teichlandschaft sowie der Landestalsperrenverwaltung (LTV) des Freistaates Sachsen, die als Vorhabenträger die komplette Ausführung übernommen hat.

 {#Sec7}

Luftverkehr durch Corona-Krise im März 2020 stark rückläufig {#Sec8}
------------------------------------------------------------

Der Luftverkehr wurde im März 2020 aufgrund der Corona-Pandemie stark eingeschränkt: Rund 7,1 Mio. Fluggäste sind an den deutschen Hauptverkehrsflughäfen gestartet oder gelandet. Wie das Statistische Bundesamt (Destatis) weiter mitteilt, waren das 62,9 % weniger als im Vorjahresmonat. Im Vergleich zum März 2019 sank die Zahl der abfliegenden Fluggäste um 66,1 % auf 3,2 Mio. stärker als die der ankommenden Fluggäste (- 59,6 % auf 3,9 Mio.). Dabei ging der Flugverkehr anfänglich besonders von und nach vom neuen Coronavirus betroffenen Regionen überdurchschnittlich stark zurück. So fiel die Zahl der aus China (einschließlich Hongkong) eintreffenden Fluggäste um 92,9 % im Vergleich zum Vorjahresmonat. Der Versand und Empfang von Luftfracht (einschließlich Luftpost) ging im März im Vergleich zum Vorjahresmonat um 11 % auf 392.000 t zurück. Dabei erfuhr insbesondere die Frachtbeförderung im Rahmen von Passagierflügen einen deutlichen Rückgang (- 38,2 % auf 68.000 t). Die Beförderung in reinen Frachtflügen erlebte dagegen einen vergleichsweise moderaten Rückgang von - 1,9 % auf 324.000 Tonnen. Die Zahl der Frachtflüge erhöhte sich im Vergleich zum Vorjahresmonat sogar um 3,4 % auf 11.000 Flüge, während die Zahl der Flüge mit Personenbeförderung um 48,7 % auf 81.000 Flüge abnahm.

Methodische Hinweise:

Bei den betrachteten Fluggastzahlen werden Fluggäste nach ihrem Streckenziel (beziehungsweise Streckenherkunft) ausgewiesen. Nicht berücksichtigt wird dabei, ob sie am Streckenziel verbleiben oder nach einem Umsteigevorgang weiterreisen (beziehungsweise ob die Fluggäste vor oder an dem Streckenherkunftsflughafen bereits umgestiegen sind). Die Statistik erfasst den Flugverkehr an den 24 deutschen Hauptverkehrsflughäfen mit mehr als 150 000 Fluggästen im Jahr.

Detaillierte Ergebnisse zum Luftverkehr im Februar 2020 können eingesehen werden über die Fachserie 8, Reihe 6 \"Luftverkehr\", hier: [www.destatis.de/DE/Themen/Branchen-Unternehmen/Transport-Verkehr/Personenverkehr/Publikationen/Downloads-Luftverkehr/luftverkehr-2080600201024.html](http://www.destatis.de/DE/Themen/Branchen-Unternehmen/Transport-Verkehr/Personenverkehr/Publikationen/Downloads-Luftverkehr/luftverkehr-2080600201024.html) sowie über die Datenbank GENESIS-Online, Link: [www-genesis.destatis.de/genesis/online?&sequenz=statistikTabellen&selectionname=46421](http://www-genesis.destatis.de/genesis/online?&sequenz=statistikTabellen&selectionname=46421)

 {#Sec9}

Eine Erfolgsgeschichte - 9,1 % der landwirtschaftlichen Fläche ökologisch bewirtschaftet {#Sec10}
----------------------------------------------------------------------------------------

Der Ökolandbau in Sachsen-Anhalt ist weiter gewachsen. Insgesamt wurden in Sachsen-Anhalt im Jahr 2019 rund 105.600 ha ökologisch bewirtschaftet, das sind rund 11.700 ha mehr als im Vorjahr. Das entspricht 9,1 % der landwirtschaftlichen Nutzfläche. Gegenüber dem Jahr 2016 ist das eine Zunahme der Fläche um gut 70 %. In den Jahren 2017 - 2019 ist die ökologisch bewirtschaftete Fläche um rund 44.700 ha gestiegen. Nach der vorliegenden Jahresmeldung für 2019 waren zum 31.Dezember 2019 insgesamt 859 Öko-Unternehmen gemeldet, davon sind 621 landwirtschaftliche Betriebe, sogenannte Erzeugerbetriebe. Neben den landwirtschaftlichen Betrieben gibt es in Sachsen-Anhalt 197 Verarbeitungsunternehmen, vier Unternehmen, die Futtermittel, Mischfuttermittel und Futtermittelausgangserzeugnisse aufbereiten sowie 37 Handelsunternehmen in der Ökobranche. Der Anteil ökologisch wirtschaftender Unternehmen an der Gesamtzahl der landwirtschaftlichen Unternehmen des Landes beträgt 14,7 %. Die durchschnittliche Flächenausstattung je Betrieb beträgt in Sachsen-Anhalt rund 170 ha.Sachsen-Anhalt2016201720182019Ökofläche in HektarVergleich zum Vorjahr60.967+ 3.93373.046+ 12.07993.973+ 20.927105.642+ 11.669Anteil Ökofläche an der LN in ProzentVergleich zum Vorjahr5,2+ 0,36,2+ 1,08,0+ 1,89,1+ 1,1Anzahl landwirtschaftlicher Betriebe (\"Erzeugerbetriebe\")Vergleich zum Vorjahr407+ 20463+ 56566+ 103621+ 55Anteil an landwirtschaftlichen Betrieben in ProzentVergleich zum Vorjahr9,5+ 0,511+ 1,513+ 214,7+ 1,7*LN - Landwirtschaftliche Nutzflächen*Landwirtschaftlich genutzte FlächeAnzahl Betriebeunter 5595 bis unter 102810 bis unter 100262100 bis unter 20095200 bis unter 500126über 50051Gesamt:621

Mehr zum Ökolandbau in Sachsen-Anhalt und der Ökoaktionsplan unter: <https://mule.sachsen-anhalt.de/landwirtschaft/oekolandbau/>

 {#Sec11}

NRW will Vorrang der öffentlichen Trinkwasserversorgung im Gesetz festschreiben {#Sec12}
-------------------------------------------------------------------------------

Die Landesregierung von Nordrhein-Westfalen strebt eine Neuregelung des Landeswassergesetzes und damit der öffentlichen Trinkwasserversorgung an. Das Kabinett verabschiedete den Gesetzentwurf zur Anpassung des Landeswassergesetzes. Danach soll der Trinkwasserversorgung stets Vorrang vor anderen Wasserentnahmen gewährt werden.

Eine Verknappung der Ressource Wasser aufgrund veränderter Niederschlagsmengen könne zu Nutzungskonflikten bei der Gewässerbewirtschaftung führen. \"Der Klimawandel ist längst bei uns angekommen, und wir müssen darauf reagieren\", sagt Umweltministerin Ursula Heinen-Essen. \"Die vergangenen zwei extrem trockenen Sommer und der regenarme April dieses Jahres haben gezeigt, wie abhängig auch der Bereich der Wasserversorgung von Wetter und Klima ist. Trinkwasser als Lebensmittel Nummer 1 muss besonders vor Klimakrisen geschützt werden. Daher muss der Trinkwasserversorgung aufgrund ihrer elementaren Bedeutung für das Allgemeinwohl stets Vorrang vor anderen Wasserentnahmen gewährt werden.\"

Der Entwurf wird nun den betroffenen Verbänden zur Stellungnahme übersandt. Ein Inkrafttreten der Neuregelungen ist für Anfang 2021 vorgesehen. Der Gesetzesentwurf greift die Themen Gewässerrandstreifen, Vorkaufsrecht, Berichtspflichten und Entfristung von Genehmigungen auf.

 {#Sec13}

Weniger Verkehr führt zu niedrigeren Stickstoffdioxidwerten {#Sec14}
-----------------------------------------------------------

Das durch die Corona-Pandemie deutlich geringere Verkehrsaufkommen hat zu einer Abnahme der NO~2~-Belastungen an NO~2~-Verkehrsmessstellen geführt. Zu diesem Ergebnis kommt das Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz (LANUV) in Nordrhein-Westfalen nach einer ersten Auswertung von Luftqualitätsmessdaten für den Zeitraum 16. März 2020 bis 14. April 2020. Die Auswertung zeigt, dass die NO~2~-Belastung deutlich gesunken ist. Die für den Verkehr typischen NO~2~-Maxima am Morgen und Nachmittag sind nach wie vor erkennbar, jedoch niedriger als sonst. Weniger Verkehr führt zu niedrigeren Stickstoffdioxidwerten. Darüber hinaus haben bereits schon die verkehrsbezogenen Maßnahmen der Luftreinhalteplanung der zurückliegenden Jahre landesweit zu einer deutlichen Verbesserung der Luftqualität geführt. Der Stickstoffdioxid-Grenzwert für den Jahresmittelwert von 40 µg/m³ wurde im Jahr 2019 an 112 von 128 der Landes-Messstellen in Nordrhein-Westfalen eingehalten. Die Abnahme der NO~2~-Belastungen wird durch zusätzliche im Jahr 2020 greifende Luftreinhaltemaßnahmen weiter verstärkt. Weitere Informationen: [www.lanuv.nrw.de/umwelt/luft/immissionen/berichte-und-trends](http://www.lanuv.nrw.de/umwelt/luft/immissionen/berichte-und-trends)

 {#Sec15}

Sandaufspülungen zum Küstenschutz {#Sec16}
---------------------------------

In Mecklenburg-Vorpommern haben Anfang April Aufspülarbeiten zur Stärkung des Sturmflut- und Erosionsschutzes vor Graal-Müritz begonnen. Insgesamt werden auf 4 km Länge vor den Ortslagen von Graal-Müritz, Dierhagen und Wustrow ca. 740.000 m³ Sand aufgespült. Damit ist diese die größte Aufspülmaßnahme, die in den vergangenen Jahrzehnten durchgeführt wurde. Die Kosten betragen rund 5,3 Mio. Euro. Der Sand kommt auch den benachbarten Küstenabschnitten zugute. Mit den Aufspülungen werden die in den letzten Jahren aufgetretenen Sedimentdefizite in den Dünen aber auch am Strand ausgeglichen. Die Sandmenge, die hier bewegt wird, entspricht mehr als 60.000 LKW-Ladungen.

Der benötigte Sand wird in 10 - 14 m Wassertiefe in der Ostsee gewonnen und mit zunächst einem, später zwei Schiffen zur Küste transportiert. Von einem Koppelpunkt wird der Sand über eine Rohrleitung auf den Strand gespült. Der gesamte Sand wird auf dem Schiff gesiebt, um zu verhindern, dass möglicherweise explosive Kampfmittel vom Grund der Ostsee an den Strand gespült werden. An Land wird der Sand mittels Baufahrzeugen im Bereich von Strand und Düne eingebaut. Die Strandbreite wird wieder wachsen. Die Dünen werden nach der Fertigstellung mit Strandhafer bepflanzt. Die Arbeiten sollten bis Ende Juni abgeschlossen sein, wegen günstiger Bedingungen könnte dies aber auch vierzehn Tage früher der Fall sein.

Mit dieser Maßnahme verfolgt das Land Mecklenburg-Vorpommern seine Strategie eines nachhaltigen Küstenschutzes mit Sand weiter. Erosionen und Sedimentumlagerungen, die zwar kontinuierlich ablaufen aber besonders nach den Sturmfluten 2017 und 2019 sichtbar wurden, werden durch die Sandaufspülungen beseitigt.

 {#Sec17}

Mehr Transparenz durch öffentliches Meldeportal zu Nitratmessungen {#Sec18}
------------------------------------------------------------------

Rheinland-Pfalz hat ein Nitrat-Meldeportal eingerichtet. Hier können Bäuerinnen und Bauern Fragen zu Messstellen in den sogenannten nitratgefährdeten Gebieten nach Düngeverordnung im Grundwassermessnetz stellen und Anmerkungen machen. Die Informationen werden im Online-Portal veröffentlicht und damit Standortfragen zu Messstellen transparent erläutert, sagten Umweltministerin Ulrike Höfken und Landwirtschaftsminister Volker Wissing anlässlich der Inbetriebnahme des Meldeportals im April.

Das Portal fragen-zu-nitratmessungen.rlp.de wurde mit Unterstützung des Landesamts für Umwelt und des Dienstleistungszentrums Ländlicher Raum Rheinhessen-Nahe-Hunsrück errichtet und wird vom Umweltministerium betrieben. Eine Karte mit allen Messpunkten gibt die Möglichkeit, sich auf eine konkrete Messstelle im Messstellennetz zu beziehen. Alle Informationen werden auf dem Portal online zur Verfügung gestellt. Die Daten sind für jeden öffentlich einsehbar. Damit werden Standortfragen zu einzelnen Messstellen transparent erläutert. Zusätzlich werden die Daten zu den Nitratgehalten der Messstellen bis zurück ins Jahr 2007 in grafischer und tabellarischer Form präsentiert. Die Kategorien, die ein Landwirt hinsichtlich einer Messstelle melden kann, wurden zusammen mit den Bauern- und Winzerverbänden erarbeitet.

Grundsätzliche Fragen zu fünf Schlüsselthemen werden beantwortet:Nitratbelastungen - warum ist das ein Problem, wer oder was verursacht das Problem?WRRL und Ausweisung von Grundwasserkörpern - wie wird beprobt, wie wird der Zustand eines Gewässers ermittelt, etc.?Welche Grundwasser-Messnetze gibt es - wie werden diese überprüft?Novellierung der Düngerverordnung - warum braucht es das und wie ist der aktuelle Status?Ausweisung von gefährdeten Gebieten - wie wird dies bisher gehandhabt und welche Methodik wird jetzt erarbeitet?

Hintergrund des Meldeportals ist die 2019 in einem ersten Schritt erfolgte Umsetzung der Düngerverordnung durch die durch Landesverordnung ausgewiesenen gefährdeten Gebiete. In diesem Zusammenhang kamen Fragen zu einzelnen Messstellen auf. Diese werden über das Meldeportal nun transparent erläutert.

 {#Sec19}

6,9 Mrd. kWh Strom wurden im April aus Solarenergie erzeugt {#Sec20}
-----------------------------------------------------------

Der April 2020 war ungewöhnlich sonnig. Das schlägt sich auch in der Stromerzeugung nieder. Photovoltaik-Anlagen haben im April rund 6,9 Mrd. Kilowattstunden (Mrd. kWh) Strom erzeugt - so viel wie noch nie in einem Monat April und auch sonst kaum einem anderen Monat. Einzig im Juni 2019 erzeugten Solaranlagen in Deutschland mit knapp 7,1 Mrd. kWh noch mehr Strom. Das zeigen vorläufige Zahlen des Zentrums für Sonnenenergie- und Wasserstoff-Forschung Baden-Württemberg (ZSW) und des Bundesverbands der Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW). Zum Vergleich: Im April des vergangenen Jahres lag die Erzeugung nur bei 5,6 Mrd kWh. Selbst im Hochsommermonat Juli 2019 waren es lediglich 6,3 Mrd. kWh.

Zu verdanken ist dieser Wert jedoch nicht nur den vielen Sonnenstunden, sondern auch dem Zubau von Photovoltaik- Anlagen. Im vergangenen Jahr sind laut der Bundesnetzagentur 3.864 Megawatt (MW) Erzeugungskapazität hinzugekommen. Damit betrugen die PV-Kapazitäten in Deutschland Ende vergangenen Jahres 49.125 MW. Kerstin Andreae, Vorsitzende der BDEW-Hauptgeschäftsführung, fordert vor diesem Hintergrund den weiteren Ausbau von Photovoltaik-Anlagen. Dazu müsse der 52-GW-Deckel für die Photovoltaik-Förderung aufgehoben werden. Denn, wenn 52 Gigawatt installierte Leistung hierzulande erreicht werden, endet in der derzeit geltenden EEG-Fassung der Förderanspruch für alle kleinen und mittleren Photovoltaik-Anlagen. Prof. Dr. Michael Powalla, Vorstandsmitglied des ZSW, prognostiziert, dass bis 2030 jedes Jahr mindestens sechs Gigawatt, besser zehn Gigawatt Photovoltaikleistung angesichts von steigendem Strombedarf durch Sektorenkopplung installiert werden müssten, um das 65-Prozent-Ziel der Bundesregierung erreichen zu können.

 {#Sec21}

11. Petersberger Klimadialog {#Sec22}
----------------------------

Der Klimaschutz ist auch in Zeiten von Corona eine akute, globale Herausforderung. Der Neustart der Wirtschaft in den kommenden Monaten muss genutzt werden, um auch die nötigen Fortschritte beim Klimaschutz zu erreichen. Der elfte Petersberger Klimadialog ist mit einem Bekenntnis zu einer klimafreundlich und solidarisch gestalteten Krisenbewältigung zu Ende gegangen. Rund 30 Ministerinnen und Minister aus aller Welt hatten sich auf Einladung von Bundesumweltministerin Svenja Schulze und dem britischen Minister für Wirtschaft und Energie, Alok Sharma, per Videokonferenz zusammengeschaltet. Auch Bundeskanzlerin Angela Merkel und UN-Generalsekretär Antonio Guterres nahmen an dem Treffen teil.

Der Petersberger Klimadialog machte deutlich, dass der Klimaschutz auch in Zeiten von Corona eine akute, globale Herausforderung bleibt. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer bekannten sich dazu, die Weichenstellungen für den Neustart der Wirtschaft in den kommenden Monaten so zu nutzen, dass zugleich auch die nötigen Fortschritte beim Klimaschutz erreicht werden. Zugleich machten die Ministerinnen und Minister deutlich, dass die Arbeit an ambitionierten neuen Klimazielen unter dem Pariser Klimaschutz-Abkommen in Zeiten von Corona nicht pausiert, sondern weitergeht.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze betonte, dass nach der Corona-Krise ein klimafreundlicher Neustart der Wirtschaft Leitbild sein solle, die krisenfester und klimaverträglicher wirtschafte. Der Petersberger Klimadialog habe gezeigt, dass viele Länder bereits Maßnahmen zur Ankurbelung der Wirtschaft nach der Krise vorbereiten und dabei den Klimaschutz und den Schutz der Ökosysteme bereits mitdenken. In den kommenden Monaten werden weltweit große Summen in den Neustart der Weltwirtschaft investiert werden. Diese Investitionen können auch den Klimaschutz ein entscheidendes Stück voranbringen. Wer in erneuerbare Energien, nachhaltige Mobilität und klimaverträgliche Industrieprozesse investiere, so Ministerin Schulze, sorge für Klimaschutz, Innovation und Arbeitsplätze zugleich. Darum sei ein engagierter Klimaschutzplan, wie er in der EU mit dem Green Deal vorliegt, auch die richtige Strategie für den Weg aus der Coronakrise.

Der designierte Präsident der 26. Weltklimakonferenz, der britische Minister für Wirtschaft und Energie, Alok Sharma, erklärte, dass der Petersberger Klimadialog die Größe der Herausforderung klar benannt habe. Bei der Erholung von der Coronavirus-Pandemie sei klar: Die Entscheidungen, die getroffen werden, werden entweder die Grundlage für gesundes, nachhaltiges und inklusives Wachstum legen oder sie werden verschmutzende Emissionen auf Jahrzehnte festschreiben.
